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Textgegenüberstellung 
Änderung des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes – LMSVG 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Tatbestände 

§ 81. (1) bis (2)… 
Tatbestände 

§ 81. (1) bis (2)… 
(3) Wer Fleisch, welches nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 

der Untersuchungspflicht unterliegt, oder Zubereitungen von solchem Fleisch als 
Lebensmittel in Verkehr bringt, ohne dass es den vorgeschriebenen 
Untersuchungen unterzogen wurde, oder genussuntaugliches Fleisch als 
Lebensmittel in Verkehr bringt, ist, sofern die Handlung nicht nach Abs. 1 mit 
Strafe bedroht ist, mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Wer Fleisch, welches nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
der Untersuchungspflicht unterliegt, oder Zubereitungen von solchem Fleisch als 
Lebensmittel in Verkehr bringt, ohne dass es den vorgeschriebenen 
Untersuchungen unterzogen wurde, oder genussuntaugliches Fleisch als 
Lebensmittel in Verkehr bringt, ist, sofern die Handlung nicht nach Abs. 1, mit 
Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

Tatbestände 
§ 90. (1) Wer 

Tatbestände 
§ 90. (1) Wer 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
in Verkehr bringt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach 
anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall 
der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

in Verkehr bringt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach 
anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 50 000 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 100 000 Euro, im Fall 
der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

 Bei vorsätzlichen Verstößen gegen Z 1 und 2, die in Kenntnis der 
Rechtwidrigkeit des Handelns begangen werden, ist, sofern die Folgen der 
Übertretung nicht unbedeutend sind, eine Geldstrafe in der Höhe von zumindest 
700 Euro, bei Wiederholung von 4000 Euro festzusetzen. Im Fall der 
Uneinbringlichkeit ist eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen 
festzusetzen. 

(2) Wer (2) Wer 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
bewirbt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften 
einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 

bewirbt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften 
einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 100 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 
 Bei vorsätzlichen Verstößen gegen Z 1, die in Kenntnis der Rechtwidrigkeit des 

Handelns begangen werden, ist, sofern die Folgen der Übertretung nicht 
unbedeutend sind, eine Geldstrafe in der Höhe von zumindest 700 Euro, bei 
Wiederholung von 4000 Euro festzusetzen. Im Fall der Uneinbringlichkeit ist 
eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen festzusetzen. 

(3) Wer (3) Wer 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften 
einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften 
einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 100 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

(4) Wer (4) Wer 
 1. bis 8. …  1. bis 8. … 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften 
einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften 
einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 100 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

(5) bis (9)… (5) bis (9)… 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

§ 95. (1) bis (19)… 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

§ 95. (1) bis (19)… 
 (20) Auf strafbare Handlungen, die vor dem Inkrafttreten der § 81 Abs. 3 

und § 90 Abs. 1 bis 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 
begangen worden sind, sind die gerichtlichen Strafbestimmungen und die 
Verwaltungsstrafbestimmungen in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 80/2013 anzuwenden. 
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